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FortsetzungderSpezialdebatteüberdenVoranschlagderGemeindeWien
für das Jahr1929 .

BürgermeisterSeitzeröffnetum16UhrdieSitzung.DerWie-¬
ner Gemeinderattritt in die SpezialdebatteüberdieVerwaltungsgrup¬
pe für Wohnungswesenein Amtsführender Stadtrat Anton Weberleitet
die Verhandlungenmit einem ausführlichen Bericht ein Er führt aus ,

dassimVoranschlagfür 1929für dieHerstellungvon6000Wohnungen
rund 76 Millionen Schilling veranschlagt sind Die Wohnungenwerdenin
der bisherigen Grösse und Ausstattung ausgeführt werden Von den vor¬
gesehenen Wohnungensind 400 bis 500 Wohnungenin Flachbauten und

Siedlungen geplant Für die Kleingartenbewegung sind 311 000Schilling

vor gesehenDavonwerden200,000Schillingzur HerstellungvonNeuan¬
lagenverwendetwerden .DieAusgabenfür das Wohnungswesenimallgemei¬
nen werdenim kommendenJahr von über 700 . 000Schilling auf übereine
MillionSchillingsteigenDieseSteigerungist in denKostenfürdie
Instandhaltungder Notwohnungenin densogenanntenDemolierungshäu -¬

sern und Wohnbarackenbegründet ,da die Kostender Erhaltungdieser
Wohnungennicht auf die Mieter überwälzt werden können In denKosten

für dasWohnungswesenimallgemeinensindauchdie Ausgabenfürdie
SchlachtungsstellenenthaltenDiesewerdenvonder Bevölketungnach
wievor sehr in Anspruchgenommen.In denersten zehnMonatendesheu¬
rigen Jahres wurdenbei denSchlichtungsstellen18 . 225Anträgeange-¬
bracht ,vondiesen 12 163auf Erhöhungdes Instandhaltungsznses .In
6 399 Fällen wurdedie Erhähungentwedervereinbart oderzugebilligt .
Bei . 102Anträgen erfolgte die Erledigung durch Vergleich .In 1122
Fällenwurdedie ErhöbungdesInstandhaltungszinsesbis zum5oofachen
in . 182Fällen bis zum1000fachen ,in 2 494 Fällen bis zum2000fachen ,
in . 019Fällenbiszum3000fachenundschliesslichin 482Fällen
über das 3000fachedes Friedensmietzinseszugestanden ,StadtratWeber
besprichtsodanndie Instandhaltungder WienerHäuser . Von1923anbis
31 Oktoberdieses Jahres wurden74 . 097Anträgeauf ErhöhungdesIn¬
standhaltungszinsesbeidenSchlichtungsstellenüberreicht.Bei41. 267

Fällen wurdedie Erhöhungzugebilligt undin . 646FällenkamdieEr- ¬
höhung durch Vergleich zustande .In Wiengibt es nach der letzten Zäh- ¬

lung ohneNeubauten42 . 000HäuserDa47 913Instandsetzungenvorgenom¬
menwurden ,ergibt sich dass eine grosse ZahlvonHäusernwiederholt
repariert wurdenAnInstandhaltungskostenwurdenvondenSchlichtungs
stellen imJahre 1923rund ' 83MillionenSchilling ,1924rund21' 23
MillionenSchilling ,1925rund33 ' 84MillionenSchilling ,imJahre1926
rund 45 ' 50Millionen Schilling ,im Vorjahre rund 36 ' 19MillionenSchil - ¬
ling und schliesslich vom 1 .Jänner bis 31 Dezember des heurigen Jahres

34 ' 81Millionen Schilling bewilligt ,das sind insgesamt175 ' 42Millio¬
nen Schilling Ein Vergleich mit den Verhältnissen vor demKriegeer - ¬
gibt ,dass heute für Reparaturenmehraufgewendetwird . DerBruttozins
betrugimJahre1913rund360MillionenGoldkronen.In derAnnahme,
dass fünf Prozentfür die Instandhaltungverwendetwurden ,welcheAn¬
nahmeabereherzuhochals zuniedriggegriffenist ,wurdeninSchil¬
ling umgerechnetrund 26 Millionen Schilling jährlich verausgabt .Die
immer wiederkehrende Behauptung ,dass die Wiener Häuser schlecht in¬
standgehalten werden ,ist damit widerlegt Es kann vielmehr festge - ¬

stellt werden ,dassdie HäuserWiensniemalsso guterhaltenworden
sind ,wieheute ,Gewissgibt es nocheinegrosseAnzahlHäuser ,die
reparaturbedürftigsind . Eshat aberzu jeder Zeit Hausbesitzergege
ben ,dieihreHäuservernachlässigen.WodieMöglichkeitbesteht ,greif
greift die GemeindedurchVornahmeeinerErsatzausführungein ,umden

Wohnungsbestandzuerhalten .Von1923anbis EndeOktoberdiesesJah
res wurdendurch ErsatzausführungendemWohnungsmarkt6 596Wohnun¬
gen und 373 Geschäftslokale erhalten .Die Arbeiten derWohnhäuserves
waltunghabendurchdenZuwachsneuerWohnungeneinengesteigerten
Umfangangenommen .Mit 31 . Dezemberdieses Jahres werdenvoraussicht¬

lich 523 Wohnhäuser ,167 Wohnhausanlagen ,31 Siedlungsgruppenund7
Barackenlager mit 53 Objekten ,zusammen39 . 799Wohnungenund . 416
GeschäftslokalevonderstädtischenHäuserverwaltungverwaltetwer¬
den .Ausserdemunterstehen nochder städtischenHäuserverwaltung
städtische Betriebe ,Unternehmungenund Anstalten mit 5,662Wohnungen

und55Geschäftslokalen.InsgesamtwirddiestädtischeHäuserverwal-¬
tung Endedieses Jahres 45 . 461Wohnungenund . 471Geschäftsver - ¬
walten .DieEinnahmenundAusgabenwerdendenZuwachsanWohnungen
entsprechend steigen . Sowird zum Beispiel der Mietzins eine Erhö¬

hungvon395MillionenSchillingauf ' 22MillionenSchillingimJah¬
re 1929erfahren .Die Gebäudeerhaltungwird umrund eine halbeMil- ¬
lion mehrals heuer kosten .Dafür sind ' 70Millionen Schilling ver¬
anschlagt .DerReservefür grössereInstandsetzungensindimkommen¬
denJahr ' 17MillionenSchillingvorbehalten.DieEinnahmender
Wäschereiund Badeanlagen ,die für das Jahr 1928mit rund917. 000
Schilling veranschkgt waren ,werden 1929 voraussichtlich ' 16Mil¬

lionen Schilling betragen .In den städtischen Wohnhausanlagensind
gegenwärtigzwanzigZentralwaschanlagenmit 488Waschständen ,164
Waschmasdhinen ,115 Zentrifugen ,623 Trockenkulissen ,15Bügelmaschinan

143Bügelstände,26elektrischeRollen ,30Handrollenundschliesslich
50Badeanlagenmit320Brausebadzellenund300Wannen,StadtratWeber
gibt dann einen Ueberblick über die in den Neubauten befindlichen

Wohlfahrtseinrichtungen .Gegenwärtigsind 36 Kindergärten ,12Jugend
horte ,7 Matterberatungsstellen ,5 Schulzahnkliniken,5Tuberkulose-¬
fürsorgestellen und 6 Amhulatoriender Gebietskrankenkasse inden
städtischen Neubautenuntergebracht .Nicht uninteressant ist ,dassin
den Wohnhausanlagen163 Gartenanlagenin der Grösse voninsgesamt

170 . 000Quadratmeternangelegtsind .DieseGärtensind wertvolleEr¬
gänzungender Wohnungen ,da sie insbesondereder GesundheitderBe¬
wohnerdienen Die Verwaltungdes ungeheurenWohnungsbestandesgeht
fast reibungstosvorsich .DieZinsewerdenpünktlichbezahlt ,die
Rückständesind minimal .DiebefürchtetenSchwierigkeitenin derVer¬
waltung sind nicht eingetreten .Heuer mussten nur 6Räumungsklagen

erhoben werden ,wegenNichtbenützungin zwei Fällen ,wegenVerwahr¬
losungderWohnungebenfallsinzweiFällen ,ineinemFallwegenVer¬
kkuf der Wohnungundim letzten Fall wegenNichtbezahlungdesMiet- ¬
zinses .Derüberausharte undlangeWinter ,die Schwierigkeitenin
der Grundfreimachungsowieauchbis zueinemgewissenGraddieBe¬
hebungder Baugebrechenin der HeiligenstädterstrassehabendenBau
fortschritt imlaufendenJahr verzögert . Eskonntenbis 15 .Dezember
nur . 001Wohnungenfertiggestelltwerden.DerRestauf6000Wohnun¬
genwirdin denerstenMonatendeskommendenJahresfertigwerden
Gegenwärtigsind . 419WohnungenimBau .FürdieProjektverfassung

für 110 Bauten mit rund 14 . 000Wohnungensind die Aufträgebereits
erteilt .Die Projekte werdenfast zur Gänzean freie Architektenver - ¬
geben ,denen amit zur Entfaltung ihres Könnens die grösste Möglich - ¬
keit gegebenist Bisher wurdenvon der Gemeinde190 Architektenbe¬

schäftigt .DasAschitekturbürodes Stadtbauamtes ,das sichnatürlich
auchunterdenProjektverfassernbefindet ,ist hauptsächlichmitder
PrüfungderProjektebefasst .DieWohnungsvergebungist nachwievor
recht schwierig .Werwohnbedürftigist oderseine Wohnungzuver-¬
ändernwünscht,weilsieimzuengegewordenist oderauseinemsons
tigen Grundenicht mehrbehagt ,wendetsich begreiflicherweisean
diestädtischeHäuserverwaltung.Leiderkanndiesenichtimmerso
schnell ,als es gewünschtwird ,helfen .HeuerkonntendurchVermietung
in städtischenHäusernunddurchZuteilungin altenHäusernund
durchWohnungstausch. 516Parteien befriedigt werden .Diegericht -
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lichenKündigungenbereitenderstädtischenHäuserverwaltungimmer
eine grosse Sorge Heuer beträgt die Zahl der gerichtlichen Kündi¬

gungen14,367. Esist selbstverständlich,dass ,wennnichteineselbst
verschuldete Kündigung vorliegt ,die städtische Häuserverwaltung be¬
miht ist ,den Schuldlos Gekündigteneine Wohnungbeizustellen .Durch
die grosse Zahl von Kündigungenwerdenoft die schönsten Pläneder
Wohnhäuserverwaltungüber den Haufen geworfen Darauf ist es auchzu
rückzuführen ,dass Vorgemerkte oft lange warten müssen ,bis sie an

die Reihekommen .DieZahlder bei der städtischenHäuserverwaltung
in Evidenz stehenden wohnungssuchenden Parteien betrug am 1 .Novem¬

ber17. 056,darunter4 076mitI klassifizierteBewerberDieZahl

vom19 .Dezember1928.

städtischenHäuseenausSteuergeldernbillige Mietzinse .DieAuf-¬
rechterhaltungdesMieterschutzesmitsolchenMittelnistunzuläs¬
sig . ZumSchlusse bescäftigt sich GR. Ullreich mit demWohnbauför¬

derungsprogrammder Regierungundlehnt die scharfeStellungnahme
des Wohnungsreferentengegen dieses Programmab .Mit gewissen vonden

SozialdemokratenverlangtenMassnahmenwieEinweisungsrechtundAus-¬
gleichsfonds könntemansich befreunen ,wennsie ebennichtfür
en gefordertwürdenwomanja die Erfahrunggenachthat ,dass

alle solche Massnahmenvon den Sozialdemokraten parteipolitisch a

genütztwerden.DieSozialdemokratenverlanger auch ,
duss die Werkswohnungenunter den Mieterschutzkommn .Wennsie

Wohnungssuchendenin Wienist natürlichweitgrösserUmden
klichen Bedarf en Wohnungenkennenzu lernen ,wäreeineZählung

netwendig ,die abernurdurchein Bundesgesetzermöglichstwerden
kann Diese Zählung wäre gerade jetzt sehr aktuell ,da das Mietenund

WohnungspreblemzurDiskussionsteht undvonderRegierungeine
Wohnbauaktion angekündigt wurde . Esversteht sich von selbst ,dass

der Umfang der Bauaktion von der Grösse des Bedarfes abhängig sein

muss .Wasdie Regierungankündigt ,ist nicht einmalhingeichend ,den
Bedarf an Wohnungenausserhalb Wiensinnerhalb eines Jahres zudek¬
ken ,noch viel weniger ein Versuch ,der Wohnungsnoternstlich anden

Leibzurücken .EinegründlicheBesserungdesVorsatzesderRegic¬
rungist daunbedingtnotwendig.DieGemeindewirdjedenfallsinder

Erfüllung ihres Versprechens ,jährlich mindestens 6000 Wohnungenzu

bauen ,kraftvollvorwärtsschreitenundauchimnächstenJahretwa
24 . 000Menscheneingesundes ,allenAnforderungenderWohnkulturund
derHygieneentsprechendesObdachgebenunddanebenaberTausenden
von Arbeitern ,Angestellten und GewerbetreibendenArbeit undVer¬
dienst sicherstellen .( LebhafterBeifall bei derMehrheit ) .

GReUllreich( . . verlangtzunächst Aufklärungübereinen
Berichtdes Kontrollamtesfür das Jahr 1927betreffenddieBadekar¬
ten in denstädtischen Wohnhausbauten,da diese BemerkungdenVer¬
dachtnahelege ,dasshier unzulässigeManipulationenvonHausvertrau
ensmännernvorkommen .Er bespricht sodanndas Kleingartenwesenund

dassverlangt ,möglichst bald die Dauerzonenfür Kleingärtenbekannt - ¬
gegebenwerden ,damitdie Kleingärtnerwissen ,auf welcheBestand¬
dauer sie für ihre Siedlungen zu rechnen haben und darnach ihre Un¬
vestitionen einrichten können .Er wünschtAufklärungüber eineBeihe
von Positionen betreffend die Siedlungen Die Post Mietzinse inSied
lungen ist gegenüberdemVorjahr umetwa 120 . 000Schillinghöger
eingestellt Hatmanetwa die Absicht ,die Mietzinse in den städti - ¬
schen Siedlungenso enormzuwerhöhen ?Sodannbeschäftigt sichGR.
Ullreich mit der städtischen Wohnbautätigkeitund bezeichnet esan¬
gesichtsdesUmstandes,dassdie GemeindedenWohnbedarfauchnicht
annähernddeckenkann ,verfehlt ,dass die Mehrheitan demStand-¬
punkt festhält ,nur auf Gemeindegrundzu bauenunddieMitwirkung
vonPrivatenundgemeinnützigenBaugenossenschaftenabzulehnen.Es
gibtin Wien1594Wohnungenund 1091Geschäftslokalen die sichin
Barackenbefindenodersonstabbruchreifsindunddiebeseitigtwer-¬
denmüssen.InsbesonderewäreesallerhöchsteZeit ,dassdieBa¬
rackenlagerindenensichnochimmerca700Wohnungenbefinden,ver-¬Einheits¬schwinden. GR.Ullreicherrechnensodann ,die
preiseproKubikkilometerfüreineReihevonWohnhausbautenund
stellt fest ,dassdie DifferenzzwischendemniedrigstenEinheits-¬
preisvon38' 4SchillingunddemhöchstenPreisvon62' 60Schilling
sechzigProzentbeträgt .WoherkommtdieserUnterschied?Dasscheint

ch

dochzubeweisen,dassdieGemeindein manchenFällen /züteuer
baut .NachdenamtlichenAufklänungenwirdin denstädtischenWohn-¬

höchstens der tausendfacheInstandhaltungszinsgezahlthausbaut en
unddiedarüberhinausgehendenReparaturskestenauseinemAusgleichs
fondsbestritten .DieserAusgleichsfondsist eineausSteuergeldern
genommeneReserve,dasheisst ,SiegewährendenMieterninden

eiszerteAnhängerdesMieterschutzessind ,warumsteilenSie
nicht die Wohnungenin den Gemeindehäusernunter den Mieteschutz
(Zustimmungbeider . . )Endlicheinmalmisste ,überdasWehnbau¬

förderungeprogrammgesprochenwerdenunddiesesWohnbaufördetungs¬
programmwirdfür dieSozialdemckratenderPrüfsteinsein ,obsie
esmitderWohnungsfürsorgeernstmeinen(LebhafterBeifallbeider
. . )

GR. Schiener( E . . )bezeichnet als Hauptgrunddafür ,dass
eine Besserung im Wohnungswesen nicht eintritt ,die Art der sozial¬

demokratischen Verwaltung und die Einstellung derSozialdemokraten
zumMieten -und Wohnbaufrage .Das Wirkendersozialdemckratanchen

Mietervereinigungenist ja bekannt .Sooft Reparaturenanschadhaften

Häusernvorgenommenwerdensollen ,sinddieGehilfendesGR.Schleifer
zur Stelle umdas zu verhindern .Wennmanrechtzeitig vorgesorgt
hätte ,wäre es zu den Hauseinstürzen der letzten Zeit nicht gekommen .

VonnGemeindewegenwird das Pfuscherwesendadurchunterstützt ,dass

imRekurswegeverhängteStrafenwegenrahrlssigerBauführungnach¬
gesehenwerden .MitIhrer GeualtsvolitikimWohnungswesenhabenes
die Sozialdemokratenso weitgebracht ,dasssie gezwungensind ,für
74WohnhäuserdenDemolierungsauftragzuerteilen ,wennsienicht
die Schuldaufsichladenwollen ,dassdieseHäuserderBevölkerungdabei
über den Kopf zusammenstürzen .Hätten die Sozialdemokraten/mitge

wirkt ,dassindieprivateBautätigkeitLebemkommt,sowäredie
Wohnungslosigkeit längst behoben .Die Tatsache ,dass esWohnungen
gibt ,dieheuteschonüberden3000fachenInstandhaltungszinsbezah¬
len zeigt ,wie unzweckmässig Ihr Festhalten an dem alten Mietenge¬

setz ist .Es ist eine Schandefür die Gemeindeverwaltung,denelten
Hausbesitzernihr Vermögeneinfach zu konfiszieren .Ich ersucheSie
in ihrer Politik endlich einmal einen anderen Kurs einzuschlagen .

( Beifall bei derMinderheit ) .
bezeichnetdasWohnungswesenGR. Dr. Wagner( . . )

als das politisch wichtigste Kapitel der Verwaltung .Stadtrat Weber

hat imMärz1925erklärt ,dassdasWohnungsdefizitrund100. 000
betrage unddieGemeindeWienvermögeihrer Wohnbaupolitikindrei
Jahren alle Wohnungslosenwerde untergebracht haben .Erst kürzlich
hat Stadtrat Weber in der Vertrauensmännerversammlung der Mieterveretzige

ei nigunggesprochen,wobeier das/Wohnungsdefozithöherals100. 000
bezeichnethat Er hat damitzugegeben ,dassdas Wohnungswesenim
allgemeinen sich nicht nur nicht gebessert ,sondern vielmehr bedeu¬
tend verschlechtert hat .Der Rednergibt danneinen Ueberblicküber
dieWienerWohnbautätigkeit .Von1869bis1880wurden27. 493Wohnun¬
gen hergestellt ,von1880bis 1890 :25 . 642 ,in den nächstenzehn
Jahrenwurden32 . 534Wohnungengeschaffen ,von1900bis 1910rund
42400 ,indenJahrenvon1910bis1920nur9023undvon1920bis
1923rund14. 350.DieprivateWohnbautätigkeitwarvordemKriege
alsosehrlebhaft.WennStadtratWeberbehauptet,dassderBauzustand
derWienerHäuserkeinbesondersschlechterist ,so stelle ichfest ,
dassmanvoneinemgutenBauzustandnichtredenkann.DerBauzustand.
derWienerHäuserwirdvielmehrvonJahrzuJahrschlechter.
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DerReferenthatsichauchsehrmildeüberdieZahlderWohnungs¬
suchendengeäussert und gemeint ,dass sie nur 17 056betrage .Diese
Politik ist falsch ,wasauchimZentralorganderösterreichischen
SozialdemokratieimLeitaufsatzvom19 .Novemberzugegebenwordenist .
DasWohnungsproblemmätte niemalseine Sacheder Parteipolitik wer- ¬
den dürfen Jetzt redet manwerigstens scnon darüber Aberes mussof - ¬
fengesagtwerden ,dasseinedauerndeentlicheWohnbauförderung

nicht der Standpunktder MinderheitimGemeinderatundderMehrheit
imNationalratseinkann. EskannsichdazumgrösstenTeilenurum
transitorische Massnahmenhandeln .Gewisswird ein Teil davonauch
indieZukunfthinübergerettetwerdenmüssenAberdiegesundenGrund
lagen privater Wohnbautätigkeitmüssenwiederhergaste .werden
( BeifallbeiderMinderheit).

DieSozialdemokratenhabeneinGesetzüberdiestaatliche
WohnbauförderungeingebrachtSiehaltenfestanderSozialisierung.
Selbst wennmananmimmt ,dass die Gemeiniein denfünf Jahrenalle
30 . 000Wohnungenbaut ,so werdeninsgesamt75 . 000Wohnungengeschaf-¬
fenDadurchkannaberkeinesdesWohnungsdefizitbeseitigtwer-¬
den Es wächst immer mehr an .Im Jahre 1913 wurden in Wien13 . 128Woh- ¬
nungengebautundimJahre1914 ,vondemein Teil bereits indie
Kreegszeitzurechnenist ,nochimmer. 666. KannmandieseZahlen
überhauptmitder gegenwärtigenöffentlichenBautätigkeitvergåei-¬
chen ?Das ist eine Bankrotterklärung der Wohnbaupolitik diedie
Gemeinderatsmehrheit seit 6 Jahren betreibt .Wir hoffen ,dass die Ver - ¬

handlungenimanderanHausmit jenemErnstbgeführtwerden ,dereinen
vernünftigenWegausdieserSituationschafft .

Bednererklärt ,dass in Oesterreichvor demKraegdieWohn¬
verhältnissedeswegenbesondersschlechtgewesensind ,weileine
abnormhoheRealsteuereingehobenwurde .Erpolemisiertdanngegen
denNationalratPölzer ,derbeispielsweiseimNationalratüberdie
Zanlder Bettgeherin deneinzelnenWienerBezirkenZahlengebracht
hat ,die vondemamtlichenMaterialsehrverschiedensindSosolles
im . BezirkvordemKrieg26 . 336WohnungenohneBettgeherund12. 202
Wohnungenmit Bettgehern gegebenhabenDie amtliche Statistik stellt
aber 29 . 042WohnungenohneBetggeherund . 999mit Bettgehernfest .
Das istbnoch immer genug und wir sehnen uns keineswegs nacheiner

WiederkehrsolcherZuständeInganzWienhat es 402 . 606Haushalte
ohne Bettgeher und 47 848 mit Bettgehern und Untermieterngegeben ,
das heisst zehnProzentder Wohnungenwarenmit BettgehernoderUn¬

termieterbesetzt .Wiedie AusführungenderAbgeordnetenDr .Bauerund
Richter beweisen ,scheint es jetzt in Wienkeineswegsbesser zusein ,

Wiener
GR . Dr .Wagnerstellt sodann an der Handeines Berichtes derHandels¬
kammerüberdasHahr1927demJahrederstärkstenBautätigkeitder
GemeindeWienfest ,dass in der Hauptkategorie derBaugewerbearbeiter
innerhalbeines Jahres . 994,ein volles Drittel nicht mehrbeschäftigt

waren ,dass die ArbeitslosenzahlimBaugewerbeimJahre 1927grösse
waralsimJahre1926. AusdiesemBerichtgehtauchhervor,dassin
der BausaisonBauarbeitervonWienabwandernImJahre1928betrug
die Zahlder ArbeitslosenBaugewerbearbeiter26 ' 3ProzentdesGesamt-¬
standes der Arbeitslosenin Oesterreich .DieseZahlenmüsstendie
Sozialdemokratenveranlassen,vonihremstarrenStandpunktabzugehen.
(LebhafterBeißallbeider. . )

GRReismann(Soz. Dem. )erklärt ,dassdieStreitfrage,ob
Private oder öffentliche Wohnbautätigkeit ,keine lokaleAngelegenheit
sei .Auchim Ausland steht diese Frage im VordergrundedesInteresses
WirlehnendieprivateBautätigkeitab ,dasieauchdortversagt,
wosie aus öffentlichen Mitteln unterstützt wird .DieWohnungsver- ¬
hältnissein WienvordemKriegewarenunnatürlich ?Trotzleerstehen-¬
der Wohnungenin Wienmusstedie damaligechristlichsozialeGemeinde-¬
verwaltungimJahre1911Notwohnungenerrichten ,weil ebendiebrei¬

tenSchichtenderBevölkerungvonderprivatenBautätigkeitkeinen
NutzenhattenDereinfacheArbeiterkonntedenMietzinsnichter-¬
schwingen,dadieprivateBautätigkeitnurdaraufeingestelltist ,
gewissen Obersdhichtender BevölkerungWohnungenzu erstellen Auf
dasWohnbedürfnisderkleinenMassennimmtdie privateBautätigkeit

keine Rücksicht .DasProblemdes Wohnbauestritt uns in derFrage
entgegen ,wie das Wohnbedürfnisder kleinen Leutebefriedigtwerden
kann .Dieskannnur durcheine gemeinnützigeWohnbautätigkeitge
schehen ,wieja auchbürgerlicheOekonomendaraufverwiesenhaben,
dass die kukünftigeWirtschaftsformdie gemeinnützigesein mussIn
Deutschland,dasein Wohnungsmankovon950,000Wohnungenhat ,will
manauchschonvomSystemderWohnbauförderungabkommen,weilman
eingesehenhat ,dasssie keinewirksameMethodeist DerArbeiterin
Deutschland,dereinWocheneinkommenvon50bis55Reichsmarkhat ,
mussfürseineWohnungbis45Reichsmarkzahlen .Wirsindbereit,
über jede Vorlagezu verhandeln ,die ünserer Auffassungentspricht ,
dassdieöffentlichenMittelnnurfür diegemeinnützigeWohnbau
tätigkeit gegebenwerdendürfen .( Beifall bei derMehrheit )

GR. Millik( . . )wünscht ,dassimInteressodesAbbauesde
Arbeitslosigkeit Bauten ,die im Sommergenehmigtwerden ,auchschor
imHerbstin AngriffgenommenwerdensollenErkommtdannaufden
Wohnhausbauin NeustiftamWaldzusprechen ,underklärt ,dassbei
demKaufdesGrundesfür die Wohnhausanlageein schwererMissgriff
geschehenist .EinbesondersschwererVorwurfmussgegendieWoh
bautätigkeit der GemeindeWiendeswegenerhobenwerdan ,weilden
Wohnbedürfnissen des Mittelstandes in keiner Weise Rechnunggetragen

wird .Der Rednerführt dannBeschwerde ,dass ein MandatarderMehr- ¬
heitsichbeiArbeitsvergebungenschwereMissgriffezuschuldenkom¬
menlässt ,indemer denAbteilungsvorständen,die die Arbeitenver-¬
geben,Listenvorlegt,undaufsieeinwirkt,dieaufderListever
zeichnetenPersonenzu berücksichtigen .Ein schwererMangelist es
auch ,dass uns jede Möglichkeitfehit ,die Bauabrechnungenzukon¬
trollierenSchliesslichersuchtderRednerdaraufhinzuwirken,das
dasSteuerbegünstigungsgesetzhinsichtlichneuerHäuserverlänge
werde( Beifallbei derMinderheit).

CRHeinrich( . L)erklärt ,dasstrotzderErstellungvon
35000neuenWohnungendieSozialdemokratenihr Wahlversprechenvom
Jahre 1923noch nicht erfüllt haben .Es ist auch sehr zubedauern ,
dassnochimmerüber4000mitI qualifizierteWohnungssuchendeohne
Wohnungsind .WärediestädtischeHäuserverwaltungmitderrichti¬
genObjektivitätvorgegangen ,müsstendie Wohnungswünschedieser
Leuteschenlängsterfüllt sein .DerRadnarführtdarüberBeschwerde
dassdieWohnungennichtnachderWohnbedürftigkeiteinesWohnungs-¬
suchenden ,sondernnachder Parteizugehörigkeitvergebenwerden.
Ebensoführt er Beschwerdeüberdie Bevorzugungvonsozialdemokra-¬
tisch organisiertenGewerbetreibendenbei VergebungvonAr- ¬
beiten undbezeichnetes als unzulässig ,dass nur Arbeiter aufden

zumindest
GemeindebautenBeschäftigungfinden ,dieeinhalbesJahrbeider
freienGewerkschaftorganisiertsind ,GemeinderatHeinrichappel¬
liert anStadtratWeber,sichdasElenddderObdachlosenvorAugen
zu halten undbei VergebungvonWohnungenzuerst dieObdachlosen
zuBedenken.(BeifallbeiderEinheitsliste).GRUebelhör( . L.weistdaraufhin ,dassvonden77Mil¬
liomen ,diefür städtischeWohnhausbautenausgebenwerden,mar36
MillionenausdenMittelnderWohnbausteueraufgebrachtwerden.

Das ;ist diereineSozialisierung.In einerZeit ,in derdieWirt-¬
schaftkeinBetriebskapitalhat ,laufendeSteuernfürdieWohnbau-¬
tätigkeitzuverwenden,ist eineEnteignungderStaatsbürgerWie
langewirdimübrigennochdieLügeaufdenWohnhausbautenerschei¬
nen ,dassdieausdenMittelnderWohnbausteusserbautsind ?Die
Sozialdemokratenscheinensichnichtbewusstzusein ,mitwas
für Schwierigkeitendie Gewerbetreibendenzu kämpfenhaben ,sonst
wurdensie nichteinePolitikbetreiben ,dieunmeigerlichzum



VierterBerBudgetdebattevom19.Dezember1928.
derGewerbetreibendenführt .DenMilliardenaufwendungenfür
Wohnhausbautenstehen100. 000Schillinggegenüber,diefürdieFör-¬
derungdesGewerbestandesausgegebenwerden.GemeinderatUebelhör
schliesstsichdenBeschwerdemdesGR. Millikhinsichtlichpartei¬
mässigerVergebungderLieferungenfürdieWohnhausbautenanund
verlangt,dassbeidenWohnhausbauteneineweitausgrössereZahl
vonGewerbetreibendenbeschäftigtwird,auchwenndiesmehrkostet.
HeutewerdennureineReihevongrossenFirmenherargezogen.Von
demWohnhausbauinderHeiligenstädterstrassesagtderRedner,
dassdieLösungdesGrundzisseseineganzkolossaleLeistungistunddasssichderBaualssolchersehenlassenkann,aberesist
keinstädtischerWohnhausbau ,sonderneineFestung.Schliesslich
bemängeltesRedner,dassdieWohnungenindenstädtischenWohni
hausbautenzukleinsindundstellt denAntrag,Fünftig
yolkswohnungenallgemeinWaschnischenanzubringen.(Lebhafter

BeifallbeiderEinheitsliste).StadtratWeberbeantwortetinseinemSchlusswortediean
ihngestelltenAnfragen.DersogenannteAusgleichsfondfürdiestäd-¬
tischenWohnhausbautenwirdnichtausSteuergeldern,sondernaus
denUeberschüssenderMietengespeist.AmtlicheBadekartensindindenWohnhausbautenwegenderEinheitlichkeitundwegenderKontrolle
eingeführtworden.EinigeDauerkleingärtengebietesindbereitser¬
schlossenworden,anderewerden,sobalddieArbeitendesRegulierung
bürosesgestattenundeineNotwendigkeitdazuvorhandenist ,fol¬
gen.EinerMahnung,nurguteBaugründezukaufen,hätteesnichtbe-¬
durft ,dawirdiesohnehintun.DieAbrechnungenüberdievollendetenWohnbautenstehen
jederzeitzurfreienEinsichtzurVerfügung .DieBeauptung ,dassdie
Gemeindesehrteuerbaut ,ist völligunrichtig .HervorragendeFach¬
leutehabenfestgestellt ,dassdieGemeindebilligerbaut ,alsjeder
Private . Wirmüssenoft denVorwurfhören ,dasswirdieBauunterneh¬
merimPreisdrücken. Esist alsoeinWiderspruch,wennbehauptet
wird,dasswirteuerbauen.Freilich,derPolitiker,dereinArgument
gegendieöffentlicheBautätigkeitbraucht,stelltdieseBehauptung
auf ,dieUrteilederFachleutesindaberdarübereinig ,dassdieGe¬
meindebilliger bautwiejederandereBauherr . Sohatbeispielsweise
dieEisenbahnerBaugenossenschafteinHausaufdemMargaretengürtel
gebaut ,wodieszlbeWohnung,wiein unserenGemeindebauten13. 400
Schillingkostet ,währendsie beiunsnur12. 000SchillingKosten

verursacht .RednerbeschäftigtsichdannausführlichmitdemWohn¬
bauförderungsgesetzderRegierung,dasseralsabsolutunzuläng-¬
lich undverfehltin derMethodebezeichnet .Unzulänglichdeshalb,
weilmitdemdortgenanntenBeträgennichtviel anzufangenistund
verfehlt ,weilderStreitvieltiefergeht .Esistselbstverständ¬
lich ,dass die Sozialdemokrateneinen Gegenvorschlaggemachthaben .
Es handelt sich umdie Frage ,ob die Mietzinsein denaltenHäusern
so hochgesteigertwerdenkönnen ,dasssich der BauvonWohnungen
für dasprigateKapitalrentiert . Wirstehenauf demStandpunkt ,dass
derneueWeg,denWieneingeschlagenhat ,dereinzigmöglicheist .
Esmussbezweifeltwerden ,obdie Hausbesitzer ,selbst wennsieden

gestellt ist der Bauvon6000Wohnungenjährlich durchdieGemeinde.
(LebhafterBeifallbeiderMehrheit).DieAnsätzederVerwaltungsgruppefürWohnungswesenwer-¬
denmitdenStimmenderSozialdemokratengenehmigt.

EswirdnundieVerwaltungsgruppefür technischeAnge¬
legenheitenberaten.

DieSpezialdebatteüberdieVerwaltungsgruppefürtechni-

technischeAngelegenheitenmit80. 31EillionenSchilling
veranschlagtsind .Fastein VierteldieserSummeist für dieStrassen-¬
pflegeeinschliesslichderKehrichteinsammlungvorgesehen,die19. 67
MillionenSchillingerfordert .DasKolonia-Systemist bisaufeinige
exponierteStadtteileschonzurGänzedurchgeführt.DieMechanisierung
derStrassenpflegewirdauchimkommendenJahrfortgesetztwerden.Es
wirdeinezweiteKehricht-AufsammelmaschineinBetriebgesetzt;dieAn-¬
schaffungeinerdrittensolchenMaschineist budgetärvorgesehen.Es
ist auchgeplant,imkommendenJahrSandstreumaschinenanzuschaffen.
ZurBekämpfungderStaubplagewerden350KilometeralteMakadamstrassen
geölt .700 Strassenkilometer werdenallnächtlich maschinellgereinigt .
DieKehrichtverwertungist GegenstandbesondererAufmerksamkeitundim
nächstenJahr wirdeine eigeneStudienkommissiondie grösstenStädte
desAuslandesbesuchen,umdieKehrichtbeseitigunginanderenLändern
kennenzu lernen .FürErneuerungundErhaltungder Strassen ,sowiefür
denBauneuerVerkehrswegesind 16 . 42MillionenSchillingvorgesehen.
MitdiesemBetragist es möglich ,etwa594 . 000Strassenquadratmeterzu
erhaltenund330. 000StrassenquadratmetereinschliesslichderGehsteige
neuherzustellen.Eswerden250. 000QuadratmeteralterMakadamstrassen
neuhergestellt.50. 000Quadratmeter,davonwerdengepflastert,100.000
QuadratmetererhalteneineneuePörphyritmakadamisierungund100. 000Qua-¬
dratmeterwerdendurchAsphaltersetzt .DadieStrassenwährenddes
KriegesundunmittelbarnachdemKriegvollkommenvernachlässigtwur- ¬
den ,ist dasStrassenwesenGegenstandschwererSorgeunderfordertden
grösstenAufwandan Mitteln .Fürdie Wasserversorgungwerden11 . 31Mil-¬

Un¬lionen Schilling aufgewendet .700 . 000Schilling davonsind fürden
bauunddie ErweiterungdesSchöpfwerkesin Pottschachund200 . 000Schilfürling QuellenschutzmassnahmenimGebieteder erstenHochquellenlei¬
tungvorgesehen.DieständigenUntersuchungenderQuelleninhygienische
undbakteriologischerBeziehungfindenregelmässigstatt .DasKanali-¬
sationswesenerfordert. 66MillionenSchilling.Davonwerdenrundfünf
MillionenSchillingfür denUmbauundNeubauvonKanälenaufgewendet.
Sowohldie Haus - ,als auchdie Strassen =undHauptsammelkanälewerden
monatlichregelmässiggeräumt.DerUmbauderKanäleerfolgtsystematisch
umdiealtenZiegelkanäle,diedasvorkommenvonRattenbegünstigen ,
durchBetonkanälemitStetnzeugsohlenzuersetzen .DenerfreulichenAuf-¬
schwungnimmtdasBäderwesen.In der Verwaltungder Gemeindestehen54
Badeanstalten,davonsind18Volksbäder,1Dampf-undWannenbäder ,14
Sommerbäderund18 Kinderfreibäder .Die städtischen BäderwundenimVor- ¬

Heuerwurdendie Kinderfreibäder von . 55MillionenKindernahr von . 56Millionen Badegästen aufgesucht . /
besucht .Im NovemberdiesesJahres/alleinzähltedasAmalienbad108. 989Badegäste.ImnächstenJahr
erfahrenalleSommerbäderweitgehendeAusgestaltungen,vorallemdas
adinOttakringaufdemKongressplatz.DasGartenwesensiehtennenAuf-¬
wandvonh .10MillionenSchillingvor .Seit 1919ist derBestand
anöffentlichenGärtenvon . 91MillionenQuadratmerternauf . 58
MillionenQuadratmeterngestiegen .DieSteigerungbeträgtrund40Pro¬
zent .IndenstädtischenWohnbautenstehenausserdemüber145. 000Gär¬
ten zur Verfügung.Umdie Anlagenbesserpflegenzukönnen ,wirdauch
dieGartenpflegeimmermehrmechanisiert.AuchimkommendenJahrwerden
einige Gastenneuanlagenerrichtet .Die AnlegungvonBaumpflanzungen ,die
AufstellungvonBänken ,sowiedie SchaffungvonSpdelsandflächenfür

valorisiertenZinsbekommen,neueWohnungenbauen.AberabsolutsichgrdieEinderwerdenauchimkommendenJahrfortgesetzt.DieBrückeneundWasserbautenerfordernimkommendenJahreinenAufwandvon . 25Mil¬
lionenSchilling .NeuimBudgetist die Post für die städtischenHäfen
miteinerAusgabevon124 . 000Schilling .DieAusgestaltungderelektri¬
schenStrassenbeleuchtungmachtwesentlicheFortschritte .FürdasJahr
1929sindrund117Strassenkilometerdafürvorgesehen.Esgelangen239
Strassenzügein allenBezirkenWienszusAusstattungmitelektrischem
Licht .ImnächstenJahr werdenauchsechsneueöffentlicheUhrenaufge¬

scheAngelegenheitenleiteteamtsführenderStadtratKarlRichtermiteinemausführlichenBerichtein .Erführteaus ,dassdieAusgabenfür
stellt .(BeifallbeiderMehrheit).



GR. Biber( . . )wünscht ,dass die Voranschlägederein¬
zelnenVerwaltungsgruppenvorallemzunächstin denzuständigenGe¬
meinderatsausschüssenverhandelt werdensollen ,und stellt aucheinen
diesbezüglichenAntrag .EinweiteresVerlangendesRednersgehtdahin
an die Spitze der Verwaltungsgruppen keinen Politiker ,sondernFach¬
leutezustellen .GemeinderatBiberführtdanndarüberBeschwerde,
dass für die Erhaltungder KirchenundKapellennur 11 . 000Schilling
imBudgetvorgesehensind .Dasist viel zuwenig .DiemeistenKir¬
chen sind hervorragende Baudenkmälerund es wäre eine Schandefür die

StadtWien ,dieseverfallenzulassenAuchdieAusgabenfür dieEr¬
haltung der Denkmälersind viel zu gering veranschlagt .Währendim
Jahre 1926 rund 51 . 000Schilling ,im Vorjahr 56 . 000Schilling dafür

veranschlagtgewesensind ,scheinenSie imnächstenJahr mit26. 000
Schillingauskommenzuwollen .Dasist ein DingderUnmöglichkeit .
VoneminentemInteressedie BauwirtschaftwäredieErnefuerung
des städtischen Baupreistarifes .Der alte Tarif stammtaus demJahre
1912 und ist in vielen Belangen heute nicht mehr anwendbar .Bei der

Vergebung der Arbeiten wird trotz allen Leugnens Ihrerseits Prptek¬

tiongeübt .Esist einunerhörterSkandal,dassdieBaufirmaGrund¬
stein ohne jede Konkurrenzausschreibung den Riesenbau in Heiligen¬
stadtzurAusführungbekommenhat .GemeinderatBibermachtsodann
daraufaufmerksamdassesvorkommt,dassdurchallemöglichenWin¬
kelzüge die Bedingungen der Offerten illusorisch gemacht werden .Es

müssteauchhier die KontrolledurchdasKontrollamtgeübtwerdenund
zu diesemZweckein Fachmannins Kontrollamtkommen.BeiderPost
Lastkraftwagenbetriebesrechneter denWertderFuhrwerksleistungen
statt mit . 2mit6 Millionen( Hört !Hört !bei derMinderheit )und
bei der Pest Hauskehrichtzügeden Bezin -und OelverbraucheinesWa¬

gensmit10000Schillingunddie Reparaturstangentemit8000Schil¬
ling .DieWertabschreibungvondreiProzentistrvielzugering .Der
Rednerbeantragt,beidenAnsätzendesVoranschlagsüberWertabschrei¬
bungen ,überall die Ziffer des Gesamtwertes ,vonwelchemdieAh¬
schreibunggeschieht ,zu nennen ,ferner beantragter unterHinweis
auf die Müillahlagestätte in der Laxenburge strasse ,dasStadtbauamt
zu beauftragen ,bei Anlagevon Müllablageplätzenund sonstigenObjek¬

die

ten ,die aufsanitäreVerhältnissevonEinflussesind ,dasEinverneh¬
menmit den Sanitätsstellen zu pflegen ,damit ein neuerlicherFehl¬
griff ,wie auf der Millablagestätte auf der Laxenburgerstrasse ,künf¬
tig vermiedenwird .ErbesprichtsodanndieZiffernderPostPerso¬
nenkraftwagenbetrieb ,verlangt ,dassbeiderStrassenbespritzungauf
die gemachtenBeanständungenRücksicht genommenwird und fordert den
Ausbau der Einrichtungen für die Schneesäuberung .Schliesslich stellt

r denAntrag,dieAufwendungenfürdieStrassenerhaltungundden
StrassenbauumfünfMillionenzuerhöhen .( Beifallbei derEinheits¬

liste ) .

DieVerhandlungwirdabgebrochen .NächsteSitzungmorgen
Donnerstag,Beginn16Uhr.

SchlussderSitzung22Uhr.
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